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Umbruch des heutigen Staates? 

Dass sich Staaten wandeln und verändern, ist 
nichts Außergewöhnliches eher eine Binsen­
weisheit. Vom Umbruch des Staates zu spre­
chen, ist allerdings ungewöhnlich. Davon kann 
nur die Rede sein, wenn sich Funktion und Ge­
stalt des Staates so grundlegend verändern, 
dass dieser dadurch eine qualitativ andere Be­
deutung erlangt Solche grundlegenden Verän­
derungen müssen evident sein, soll der Begriff 
des Umbruchs nicht entwertet werden. Um 
besser zu verstehen, was hier gemeint ist, 
genügt ein Blick auf die Entstehung des neu­
zeitlichen Staates Er ist durch einen Umbruch 
aus dem mittelalterlichen Staat hervorgegan­
gen. 

Der übertemtor1ale christliche Staat des Mittel­
alters stand 1m Dienste einer theokratischen 
Weltorientierung und war geprägt durch den 
pol1t1schen Dualismus von Papst und Kaiser. 
Seine schrittweise Ablösung durch den neu­
zeitlichen Staat erfolgte durch die Verselbstän­
d1gung, Verdichtung und stärkere lnstitut1ona­
l1sierung der weltlichen politischen Gewalt, die 
sich vor besondere Herausforderungen gestellt 
sah: das Bevölkerungswachstum und das An­
wachsen der Städte, die Ausweitung der Wirt­
schaft und des Handels, begleitet von der be­
ginnenden Geldwirtschaft, die Inbesitznahme 
der ersten Kolonien in Übersee und die 
Ausbreitung des Verkehrswesens, die Verbes­
serung der Technik. Die christliche Un1ver­
salmonarch1e, die Karl V vergeblich zu erhalten 
versuchte, zerbrach an der nach Autonomie 
und Partikularität strebenden säkularen Staa­
tenwelt und an der Erod1erung des mittelalter­
lichen Weltbildes infolge des Zerfalls der Glau­
bense1nhe1t. Das entstehende, stärker säkular 
geprägte, von den Naturwissenschaften ge­
förderte neue Weltbild entzog sich dem bis­
herigen Deutungsmonopol der römisch-katho­
lischen Kirche. Macchiavelli hat als erster 1n 

seinem Buch II prinC1pe (1513) der Eigenstän­
digkeit der politischen Macht das Wort gere­
det, und Bodin (Les six livres de !a republique, 
1576) und Hobbes (Der Leviathan, 1651) 
haben, gestützt auf den Begriff der Souverä­
nität, die Grundlagen des neuzeitlichen Staates 
durch das Machtmonopol im Innern und durch 
territoriale Grenzziehung nach außen gelegt 
An die Stelle der zerfallenden m1ttelalterl1chen 
überterritorialen christlichen Universalherr­
schaft mit ihren einzelnen Regalien, gestuften 
Herrschaftsrechten und Privilegien traten terri­
torial begrenzte, ihre Unabhängigkeit betonen­
de Einzelstaaten, die in ihrem Herrschaftsbe­
reich die gesamte politische Macht vermöge 
der Verdichtung und Ausdifferenz1erung des 
Rechts zusammenfassten und auf den Souve­
rän konzentrierten. Der sich institutionell verfe­
stigende neuzeitliche Staat mit dem Anspruch 
auf das Gewaltmonopol in einem festumgrenz­
ten Territorium hat sich 1n England und Frank­
reich rascher etabliert, während das Heilige 
Römische Reich stärker 1n den mittelalterlichen 
Strukturen verharrte mit der Folge, dass es sich 
nicht gegen die moderneren deutschen Lan­
desherrschaften durchsetzen konnte. 

Und unser heutiger Staat befindet er sich 1m 
Umbruch) Es gibt eine Reihe von Anzeichen, 
die darauf hindeuten. Der seit dem 19. Jahr­
hundert überkommene Nationalstaat und die 
ihm zugeordnete Gesellschaft verändern sich 
auffallend Kennzeichnend ist, dass die staatli­
chen Grenzen partiell aufgehoben, niederge­
legt oder überwunden werden. 

Entscheidende Impulse gehen von der zuneh­
menden Integration Europas aus. Bereits in den 
fünfziger Jahren des 20. Jahrhunderts wurden 
durch die Europäische Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl die ersten Schritte unternommen, 
über die Schaffung einer unabhängigen supra-
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nationalen Behörde nationale Souveränitäts­
rechte zu vergeme1nschaften Mit der Auswei­
tung der ökonom1sch-funkt1onalen europäi­
schen Integration über den EWG-Vertrag von 
1955 wurde ein e111he1tl1cher supranationaler 
Wirtschaftsraum geschaffen, dessen Ordnung 
- von einer supranationalen Bürokratie gere­
gelt und überwacht - Vorrang vor den natio­
nalen Rechtsordnungen der M1tgl1edsstaaten 
beansprucht. Eine weitere Stufe der europäi­
schen Entwicklung ist mit dem Vertrag von 
Maastricht von 1992 erreicht worden Die Er­
richtung einer Europäischen Währungsunion. 
Hier handelt es sich nicht mehr um die Über­
tragung nur einzelner Hoheitsrechte, sondern 
um die Schaffung einer Europäischen Union als 
ein pol1t1sches Bündnis, freilich noch begrenzt 
auf eine Wirtschafts- und Währungsunion. Die 
weitere Entwicklung ist noch offen. Bereits 
ietzt ist offenkundig, dass viele nat1onalstaatl1-
che Beschränkungen und Hemmnisse für den 
grenzüberschreitenden freien Handel, freien 
Waren-, D1enstle1stungs- und Kapitalverkehr 
überwunden sind, allerdings auf Kosten der 
Souveränität der M1tgl1edsstaaten. Diese besit­
zen nicht mehr die volle Zuständ1gke1t und Ver­
antwortl1chke1t für das Wohl ihrer Bürger. Mit 
der Herauslösung der Bereiche Wirtschaft und 
Währung und deren Übertragung auf die sup­
ranationale Europäische Gemeinschaft gehen 
die für die nationalen Staaten charakteristische 
Gesamtzuständ1gke1t und -verantwortl1chke1t 
verloren, die andererseits nicht der Europäi­
schen Geme111schaft zuwachsen, weil diese 
keine über die Bereiche Wirtschaft und 
Währung hinausgehenden Kompeten1en be­
sitzt. Das hat gravierende Folgen Die fr(Jher 
1n sich kohärenten, auf die nationalen Staaten 
begrenzten Zuständ1gke1ten für Wirtschaft und 
Soz1alpol1t1k fallen auseinander. Bei den M1t­
gl1edsstaaten verbleiben allein die Kompeten­
zen für Arbeitsmarkt-, Kon1unktur- und So­
z1alpol1t1k, während sich der wirtschaftliche 
Bereich, gestützt auf die vier Grundfre1he1ten 
des EG-Rechts, weitgehend verselbständigt 
und die b1sheriqen nat1onalstaatl1chen Grenzen 
LJberw1ndet. Das System der sozialen Markt­
wirtschaft wird infolge dieser divergenten Ent­
wicklung brüchig. 
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Ein weiteres Kennzeichen grundlegender Ver­
änderung des Staates ist sein Rückzug aus be­
stimmten Kompetenz- und Verantwortungs­
bereichen. Es geht hier nicht nur um die aus 
Wettbewerbsgründen von der Europäischen 
Gemeinschaft 1nit11erten Privat1s1erungen, z.B. 
die von Bahn und Post. Im Vordergrund steht 
das Phänomen, dass der heutige Staat ange­
sichts der Verdichtung und der Komplexität 
der Lebensverhältnisse in seiner Le1stungs­
f ähigke1t überfordert ist und sich gezwungen 
sieht, seinen Gestaltungsrahmen enger zu zie­
hen. Schon zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
hat die der Hoch1ndustr1al1s1erung innewoh­
nende Tendenz zur Standard1s1erung 1n Tech­
nik und Wirtschaft den Staat veranlasst, die 
w1ssenschaftl1ch-techn1schen Standards nicht 
selbst zu setzen, sondern sachkundigen Ver­
bänden und Vereinen zu überlassen. Der Staat 
begnügt sich seither mit H1nwe1sen auf die an­
derwärts festgelegten Normierungen oder den 
„ Stand der Technik" Vollends hat das seit 
mehreren Jahrzehnten, 1m besonderen nach 
dem Zweiten Weltkrieg, immer stärkere E111-
greifen des Staates 1n die gesellschaftlichen 
Abläufe durch planende, lenkende, leistende 
und verteilende Maßnahmen zur Überforde­
rung und Überanstrengung staatlicher Gestal­
tungsmacht geführt. Allerorts ist der Ruf nach 
„ Verschlankung des Staates" zu hören. Beson­
ders e1ndringl1ch zeigt sich der Rückzug des 
heutigen Staates beim Gesetzesvollzug. In 
nicht geringem Maße zieht sich der Staat aus 
der e1genverantwortl1chen Durchführung der 
Gesetze zurück und l1berlässt diese Aufgabe 
der „ gesellschaftlichen Selbstregulierung" 
Auf diesem Wege soll er nicht nur personell 
und f111anz1ell von Vollzugsaufgaben entlastet, 
sondern sollen auch der Sachverstand und die 
Sachnähe gesellschaftlicher Kräfte mobil1s1ert 
und eine eff1z1entere, marktnähere, r1s1kom1n­
dernde Steuerung gesellschaftlicher Entwick­
lung nach Maßgabe staatlicher Zielvorgaben 1n 
der Weise erreicht werden, dass sie von den 
gesellschaftlichen Kräften als eigene Zwecke 
wahrgenommen werden. So findet heute eine 
weitgehende Selbstkontrolle von Arznei- und 
Lebensmitteln durch die Produzenten statt, die 
es dem Staat ermöglicht, sich auf bloße Stich-



probenkontrollen zu beschränken. Auf be­
stimmten Rechtsgebieten, wie z.B. im Immissi­
onsschutz- und 1m Wasserrecht, existiert eine 
durch private Dritte kontrollierte Selbstüber­
wachung, wobei sich der Staat auf die Aufga­
be zurückzieht, die Prüfberechtigten öffentlich 
zu akkreditieren. Weitere Beispiele ließen sich 
anführen. 
Der Rückzug des Staates aus Bereichen des Ge­
setzesvollzugs hat gravierende Folgen. Damit 
ist nicht nur ein Rückbau öffentlicher Verwal­
tung verbunden, sondern auch ein Vordringen 
kooperativer Handlungsformen, deren maß­
gebliche Träger gesellschaftliche und hier spe­
ziell wirtschaftliche Kräfte sind. Diese prägen 
Inhalte und Vorgaben sowie die Beurteilungs­
maßstäbe, während die staatlichen Behörden 
auf eine bloße Nachkontrolle beschränkt wer­
den. Hier zeigen sich deutliche Verselbstän­
d1gungs- und Verd1chtungstendenzen der 
Wirtschaft, deren Eigengewicht den überkom­
menen staatlichen Handlungsrahmen auf­
bricht Das bisherige w1rtschaftl1che Subsystem 
erstarkt zu einem eigenen System, dessen Ge­
setzl1chke1ten und Handlungsformen immer 
weniger von staatlich gesetzten Koordinaten 
bestimmt werden. Die Bresche 1m Machtmono­
pol des Staates ist nicht zu übersehen. Für den 
Staat ist diese Einbuße der Preis für die Minde­
rung der R1s1ken gesellschaftlicher Veränderun­
gen und für die Reduzierung von Konflikten 
mit den w1rtschaftl1chen Kräften sowie für die 
erwünschte Einsparung staatlicher Ressourcen. 
Mit der Ökonomis1erung der Verwaltung ist zu­
gleich ein Verfließen der Grenzlinien zwischen 
staatlichem Herrschaftsanspruch und gesell­
schaftlicher Fre1he1t verbunden, was zu einer 
Verkürzung des Grundrechtsschutzes der Bür­
ger und rechtsstaatlicher Verfahrensanforde­
rungen führen kann. 
Neben diesem sozusagen geordneten Rück­
zug des Staates aus angestammten Kompe­
tenz- und Verantwortungsbereichen treten 
neue Herausforderungen, denen der Staat 
kaum zu begegnen weiß. Die stürmisch sich 
entwickelnde Kommun1kat1onstechn1k hat in 
kürzester Zeit eine Mult1med1a-Landschaft 
hervorgebracht, die sich weithin staatlichem 
Einfluss entzieht und eigenen Gesetzl1chke1-

ten folgt Die modernen Kommun1kat1onsme­
d1en überspringen alle staatlichen Grenzen 
und lassen sich durch nationale Regelungen 
schwerlich steuern. Die bisherigen rechts­
staatlichen Sicherungen durch Grundrechte, 
Persönlichkeitsrecht und Datenschutz vermö­
gen dem Einzelnen keinen hinreichenden 
Schutz mehr zu gewährleisten; sie sind von 
der neuen Kommunikationstechnik förmlich 
unterlaufen worden. Der territorial umgrenzte 
Schutzraum des Einzelnen erweist sich ange­
sichts grenzüberschreitender Bedrohungen, 
insbesondere durch das Internet, weithin als 
wirkungslos. 
Eine noch größere Bedrohung staatlicher Sou­
veränität stellt die Global1s1erung der Wirt­
schaft dar, das heißt die sprunghaft anwach­
sende, die staatlichen Grenzen überspringende 
weltweite Fusion und Kooperation von w1rt­
schaftl1chen Unternehmen, die sich nat1onal­
staatl1chen Regelungen immer mehr entziehen. 
Gefördert wird diese weltweite L1beral1s1erung 
durch die Einbindung der Staaten in ein Ge­
flecht von zw1schenstaatl1chen Wirtschafts­
unionen, die für die Staaten mit einem sich aus­
weitenden Teilverzicht auf Souveränitätsrechte 
in den Bereichen Handel, Kapitalverkehr und 
D1enstle1stungen verbunden sind. Weltweit 
ex1st1eren seit 1958, beginnend mit der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, bereits 18 
solcher faktisch unkündbaren Unionen, und sie 
werden nicht die letzten sein. Die wirtschaft­
lichen Unternehmen vermögen daher unab­
hängig von nationalen Standorten zu agieren 
und die für sie günstigsten Kond1t1onen welt­
weit auszusuchen; sie lassen sich allein von 
marktkonformen Erwägungen leiten. Staatli­
che Lenkungsversuche und Einflussnahmen 
sind nahezu wirkungslos. 

Was bedeutet diese Entwicklung für unsere 
Ausgangsfrage 7 Der nationale Staat der Ge­
genwart, der nach seinem überkommenen 
Selbstverständnis den Anspruch auf ein umfas­
sendes politisches Gestaltungsmonopol 1n sei­
nem festumrissenen Territorium prinz1p1ell er­
hebt, hat diesen Anspruch auf bestimmten 
Sachgebieten verloren oder partiell aufgege­
ben. Das gilt 1n erster Linie für die Wirtschaft 
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Die vordem politisch und rechtlich eingebunde­
ne Handlungsmacht der wirtschaftlichen Kräf­
te entzieht sich mehr und mehr dem über­
kommenen staatlichen Handlungsrahmen und 
erstarkt zu einer e1gendynamischen, grenzü­
berschreitend agierenden, sich verselbständi­
genden Ordnungsmacht, die politisches E1gen­
gew1cht erlangt und insoweit in Konkurrenz 
zum Staat tritt. Die Globalisierung der Märkte, 
der Finanzströme und der wichtigsten wirt-
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schaftlichen Unternehmen wird zunehmend 
zum maßgebenden politischen Faktor für das 
Schicksal der Menschen. Die traditionelle Vor­
stellung, dass politische Macht stets auf den 
Staat bezogen ist, schwindet in dem Maße, wie 
den Bürgern bewußt wird, wie weitreichend 
der politische Einfluss der Wirtschaft staatliche 
Macht verdrängt Der Begriff der Souveränität 
verliert seine zentrale sinnstiftende Bedeutung 
im Staat unserer Tage. 




